
              20.01.2022 
Änderungsantrag    HHA 

       

Fraktion der CDU,  
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2022 (Haushaltsgesetz 2022) in der Fassung der Be-
schlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 20/6873 zu Drucksache 20/6380 

 
Inhalt des Antrags:  Erhöhung der Kreditaufnahme zur Finanzierung pandemiebedingter Mehrbedarfe  
 
Einzelplan: 17 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 

Zu Kapitel: 17 01 
Buchungskreis: 2550 

 
 
Kameraler Haushalt: 
 

Titel Zweckbestimmung von um auf 
325 01 Kreditmarktmittel 6.864.452.200 +867.120.000 7.731.572.200 

 
 
 
Der Wirtschaftsplan und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 
 
Begründung des Änderungsantrags:  
 
Die Umsetzung des Urteils des Hessischen Staatsgerichtshofs sowie die zwischenzeitlich eingetretenen Änderungen der 
pandemischen und konjunkturellen Entwicklungen erfordern eine Ausweitung der Nettokreditaufnahme im Haushaltsent-
wurf 2022 von 120 Mio. Euro um 867 Mio. Euro auf 987 Mio. Euro. Die nach der Neuberechnung maximal zulässige 
Regelgrenze für die Kreditaufnahme für das Jahr 2022 beträgt 216 Mio. Euro. Die Überschreitung der Regelgrenze um 
rd. 771 Mio. Euro ist zulässig, soweit der Landtag die Ausnahmesituation aufgrund der Corona-Virus-Pandemie im Jahr 
2022 nach Art. 141 Abs. 4 HV feststellt. 
 
 
Wiesbaden, 19. Januar 2022 
 
 
Für die Fraktion 
der CDU 
Die Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Ines Claus 
 

  
  

Für die Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: 
 
 
 
 
Mathias Wagner (Taunus) 
 

 
 
 
 
 
 

Drucksache 20/7689  

 

 
 

20. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 

 


